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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zur Bebauungsplanänderung 
„Kronen“, Gemarkung Jungnau 
 
1. Grund für die Änderung 

 
Im rechtskräftigen Bebauungsplan „Kronen“ ist das geplante Änderungs-
gebiet (Flst. 1116/6 und 1116/8) als Dorfgebiet (MD) gem. § 5 BauNVO 
ausgewiesen.  
Eine Aufteilung in Einzelbaugrundstücke mit entsprechenden Baufenstern 
war im Plan nicht vorgesehen. 
Die überbaubare Grundstücksfläche war durch eine Baugrenze entlang der 
Baublockgrenze geregelt. 
Die Erschließung dieses Bereiches sollte über die Blättringer Straße sowie 
über die bestehenden Anschlussstücke von der Straße „Siedlung“ erfolgen.  
 
Mit der Planänderung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
eine Aufteilung der Fläche in Baugrundstücken für Einfamilienwohnhäuser 
mit einer zusätzlichen Erschließung geschaffen werden, da im Stadtteil 
Jungnau nach wie vor ein Bedarf an solchen Bauplätzen vorhanden ist.  
Bis auf den durch die Blättringer Straße erschlossenen nördlichen Bauplatz 
(Flst. 1116/6) befindet sich das gesamte Änderungsgebiet im Eigentum der 
Stadt.  
 
 

2. Geltendes Recht 
 
Die Änderung des Bebauungsplanes „Kronen“ wird im vereinfachten 
Verfahren nach § 13 BauGB durchgeführt, weil sich die vorgesehene 
Änderung nicht bzw. nur unwesentlich auf das Bebauungsplangebiet 
auswirkt. 
 
Das dem Bebauungsplan zugrundeliegende Leitziel (Schaffung von Bau-
plätzen für Einfamilienhäuser) wird nicht verändert und die städtebauliche 
Konzeption für das Gesamtgebiet bleibt erhalten.  
Im Flächennutzungsplan des Gemeindeverwaltungsverbandes ist das 
Änderungsgebiet als Wohnbaufläche (W) ausgewiesen. 
 
 

3. Inhalt der Bebauungsplanänderung 
 
3.1 Art der baulichen Nutzung 

 
Das Änderungsgebiet wird entgegen der Gebietsfestsetzung des 
Bebauungsplanes Dorfgebiet (MD) - § 5 BauNVO-, das dem bei der 
Planaufstellung vorhandenen Gebietscharakter im Bestand entsprach, 
als Allgemeines Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO ausgewiesen. Der 
heute vorhandene Gebietscharakter entspricht der vorgesehenen 
Festsetzung.  
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3.2 Maß der baulichen Nutzung 
 
Die im Änderungsplan festgesetzten Grund- und Geschossflächen-
zahlen (GRZ und GFZ) sowie Firsthöhen (FH) sind nach § 16 – 20 
BauNVO Höchstwerte.  
 
 

4. Verkehrserschließung 
 
Der nördliche Bauplatz (Flst. 1116/6) wird von der Blättringer Straße, der 
südliche Bauplatz durch das bestehende Anschlussstück der Straße 
„Siedlung“ erschlossen. 
Die Erschließung der vier innenliegenden Bauplätze erfolgt über das bereits 
ausgebaute Anschlussstück der Straße „Siedlung“ und über die geplante 
Wendeplatte (R = 6,00 m). 
 

5. Umweltprüfung 
 
Weil die Änderung des Bebauungsplanes im vereinfachten Verfahren 
durchgeführt wird, entfällt nach § 13 Abs. 3 BauGB die Umweltprüfung nach 
§ 2a BauGB sowie die Erstellung eines Umweltberichtes mit einer Eingriffs-
/Ausgleichsbilanz. 
 
 

6. Ver- und Entsorgung des Gebietes 
 
Die Ver- und Entsorgung des Änderungsgebietes mit Wasser, Abwasser, 
Elektrizität und Telekommunikation ist gesichert. 
Das Abwasser wird über eine Sammelleitung der Verbandskläranlage 
Veringendorf zugeführt.  
 
 
 

 
II. 1.    Planungsrechtliche Festsetzungen zur Bebauungsplan- 

       änderung „Kronen“, Gemarkung Jungnau 
 
 
1.1 Art und Maß der Nutzung siehe Einzeichnung im Plan (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 

BauGB und §§ 4, 16-20 BauNVO): 
 

1.2 Überschreitungen der Baugrenzen können gem. § 31 Abs. 1 BauGB bis 
insgesamt 20 m² für die Einzelüberschreitung als Ausnahme zugelassen 
werden. 
 

1.3 Im Änderungsgebiet sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB nur maximal 3 
Wohneinheiten (WE) pro Einzelhaus bzw. Doppelhaus zulässig. 
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1.4 Bei Neuanpflanzungen von Bäumen und Sträuchern sind nur einheimische 
und standortgerechte Pflanzen zu verwenden (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB). 
 

1.5 Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem 
Boden sind zu beachten (§ 4 BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 
BNatSchG). 
 

1.6 Der Mutterboden ist getrennt vom übrigen Aushub abzutragen und vor 
Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§§ 1 und 202 BauGB, §§ 1 und 
2 NatSchG, 4 BodSchG). 
Um die biologische Aktivität des Mutterbodens zu erhalten, ist dieser in 
maximal 2 m hohen Mieten bis zur Wiederandeckung/Verarbeitung 
zwischenzulagern. Zur Vermeidung schädlicher Umsetzungen infolge einer 
unzureichenden Sauerstoffversorgung sollen vorab die oberirdischen 
Pflanzenteile abgeräumt werden. Die Mieten sind durch geeignete 
Profilierung vor Vernässung zu schützen. 
 

1.7 Von den nach § 9 Abs. 2 BauGB festgesetzten Erdgeschossfußboden-
höhen (EFH) können in begründeten Fällen Ausnahmen nach § 31 Abs. 1 
BauGB bis max. + 0,30 m zugelassen werden. 
 

 
 



 5

III. Örtliche Bauvorschriften 
 
gemäß § 74 LBO zur Bebauungsplanänderung „Kronen“, Gemarkung Jungnau 
 
 
1. Räumlicher Geltungsbereich 

 
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich der 
Bebauungsplanänderung „Kronen““, Gemarkung Jungnau.  
 
 

2. Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO 
 
2.1 Dachneigungen und Dachformen siehe Einschriebe im zeichnerischen 

Teil des Bebauungsplanes (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO). 
 

2.2 Dacheindeckungen in gelber Farbe sowie mit reflektierenden Ober- 
flächen sind unzulässig (§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO).  
 

2.3 Die Einfriedigungen der Grundstücke sind als Hecken, bodenständige 
Sträucher oder in Holz auszuführen. Die Gesamthöhe der Einfriedi-
gungen und der evtl. Tore an öffentlichen Straßen und Wegen dürfen 
1,50 m Höhe nicht überschreiten (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 
 

2.4 Die nicht überbaubaren Flächen der Grundstücke sind mit Ausnahmen 
der Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Zufahrten bzw. Zugänge 
als Grünflächen oder gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten (§ 74 
Abs. 1 Nr. 3 LBO). 
 

2.5 Nicht überdachte Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise (z.B. 
Pflaster mit groben Fugen, Rasengittersteine, Schotterrasen o.ä.) 
auszuführen (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO). 
 

2.6 Bodenversiegelungen sind auf das geringstmögliche Maß zu be-
schränken. Auf Untergrundverdichtungen innerhalb der Baugrundstücke 
(z.B. Gartenwege, Stellplätze) ist so weit als möglich zu verzichten (§ 74 
Abs. 1 Nr. 3 LBO). 
 

2.7 Abgrabungen und Aufschüttungen sind nur zum direkten Gebäude-
anschluss, zum Anschluss an die Straße und zur Modellierung der 
unbebauten Grundstücksfläche zulässig (§ 73 Abs. 1 Nr. 5 LBO).  
 

2.8 Auffüllungen und Abgrabungen, die das natürliche Gelände erheblich 
verändern, sind nur im Einvernehmen mit der Baurechtsbehörde 
zulässig (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).  
 

2.9 Niederspannungsfreileitungen sind gem. § 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO im 
Änderungsgebiet nicht zugelassen.  
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3. Ausnahmen 
 
In begründeten Fällen können Ausnahmen i.S. von § 56 Abs. 3 LBO gewährt 
werden. 
 

4. Ordnungswidrigkeiten 
 
Ordnungswidrig im Sinne des § 75 LBO handelt, wer den örtlichen Bauvor-
schriften nach dieser Satzung vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt.  
 

5. Inkrafttreten 
 
Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung 
des Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan, nach § 10 Abs. 3 
BauGB i.V.m. § 74 Abs. 7 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg 
(LBO) in Kraft.  
 

 
IV. Hinweise 

 
1. Das Landratsamt Sigmaringen -Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz weist 

darauf hin, dass für die Beseitigung von Niederschlagswasser von 
befestigten und unbefestigten Flächen § 45 b Abs. 3 des Wassergesetzes 
(Beseitigung von Niederschlagswasser) für Baden-Württemberg zu beachten 
ist. 
Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999 sowie der 
Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung anzuwenden. 
 

2. Das Niederbringen von Erdwärmesonden ist unter Einhaltung von Auflagen 
und Bedingungen möglich. Eine flurstücksgenaue Überprüfung des 
Sachverhaltes und eine verbindliche Auskunft über wasserwirtschaftliche 
Restriktionen erteilt das Landratsamt. 


